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In der Debatte um die Einführung neuer Technologien 
oder um die Planung und Genehmigung von tech-
nischen Infrastrukturen wird man häufig mit der Er-
wartungshaltung konfrontiert, dass es Aufgabe von 
Kommunikation und Beteiligung sei, mehr Akzeptanz 
für die entsprechenden Innovationen und Vorhaben in 
der Bevölkerung zu schaffen. Hinter dieser Forderung 
steht die implizite Annahme, dass Widerstände oder 
Skepsis gegenüber Technik und deren Anwendung 
auf mangelndem Wissen, Ignoranz gegenüber wissen-
schaftlichen Erkenntnissen oder irrationalen Ängsten 
und Bedenken beruhen würden.1 Nach dieser Sicht-
weise müsste sich die Akzeptanz verbessern, wenn man 
wahrheitsgemäß über Technik und deren Einsatz be-
richten würde und eine sachliche, von Emotionen un-
beeinflusste Gesprächsatmosphäre kultivieren könnte. 
In der empirischen Forschung zum Akzeptanzverhalten 
zeigt sich aber deutlich, dass mehr Wissen selten zu 
mehr Akzeptanz, sondern bestenfalls zu differenzier-
ten Einsichten und Urteilen führt, und emotionale As-
pekte bei der Beurteilung von Techniken immer eine 
wichtige Rolle spielen. Dies gilt für alle Beteiligten: 
für diejenigen, die einen Technikeinsatz befürworten, 
ebenso wie für diejenigen, die ihn ablehnen oder 
ihm mit Skepsis begegnen.2 Daher ist es angebracht, 
Technikkommunikation und Beteiligung als Form der 
gesellschaftlichen Auseinandersetzung um die Identi-
fikation von Nutzen und Risiken von Techniken und 
deren Gewichtungen für ein ausgewogenes Urteil zu 
betrachten.3

In diesem Sinne besteht in der Forschung zu Public 
Communication of Science & Technology (PCST) und 
Technology & Society (STS) ein breiter Konsens, dass 
öffentliche Kommunikation über technische Innovatio-
nen nicht dem Muster folgen sollte, die wissenschaft-
liche Sichtweise und Logik als universell zu betrachten, 
und nicht mit dem Ziel betrieben werde sollte, durch 
vermeintliche Aufklärung wissenschaftliches Wissen 
und wissenschaftliche Denkweisen auf die Bevölkerung 

1 | � Vgl. Dahinden/Schanne 2009; acatech 2012; Weitze/Renn 2022.

2 | � Vgl. Renn/Zwick 1997; Hampel/Zwick 2016; Jakobs 2019.

3 | � Vgl. Fischhoff 1995; Leiss 1996.

4 | � Grundsätzlich in Weingart 2001; vgl. auch Weingart et al. 2021 und Davies 2022.

5 | � Vgl. Sturgis/Allum 2004.

6 | � Vgl. Renn 2005.

7 | � Vgl. Etzkowitz 2008.

8 | � Vgl. Nowotny 2003.

9 | � Vgl. Grunwald 2019.

zu übertragen.4 Entsprechende Kommunikations-
ansätze werden weithin unter dem Begriff des Defizit-
modells5 kritisiert, weil technikbezogene Einstellungen 
von Bürger:innen, die von der Experteneinschätzung 
abweichen, als Folgen eines kognitiven Defizits ver-
standen werden, das durch Kommunikation beseitigt 
werden müsse. Tatsächlich werden signifikante Ent-
scheidungen über die Einführung technologischer Inno-
vationen auch in der Praxis in der Regel nicht einfach 
verkündet, sondern vor der Entscheidung öffentlich 
diskutiert und unter gesellschaftlicher Beteiligung ge-
troffen.6 Diese Beteiligung wird auch zunehmend von 
der Zivilgesellschaft eingefordert und von Entschei-
der:innen in Politik, Wirtschaft und Verwaltung in-
zwischen sowohl akzeptiert als auch gefördert.

Bürger:innen haben vielfach eigene Sichtweisen, wenn 
es um die Wünschbarkeit technischer Innovationen 
und ihre Gestaltung geht. Zudem haben sie eigene Kri-
terien für die Ausbildung von Vertrauen beziehungs-
weise Misstrauen in Wissenschaft, Wirtschaft und Poli-
tik, die in Innovationsprozessen als sogenannte Triple 
Helix7 miteinander verwoben sind. Vielfach wird auch 
auf das kritische und konstruktive Potenzial öffentlicher 
Debatten über Technikfolgen für eine Verbesserung der 
Entscheidungsgrundlagen für oder gegen den Einsatz 
einer Technik hingewiesen.8 Insofern sind Kritik und 
der Anspruch auf Partizipation bei der Entwicklung 
und Implementierung innovativer Technologien nicht 
nur legitim, sondern auch in vielen Fällen tatsächlich 
dem Allgemeinwohl zuträglich, weil Risiken schnel-
ler und präziser identifiziert und mögliche Schwach-
punkte einer Technologie im Voraus kompensiert wer-
den können (siehe hierzu den Beitrag „Meinungsblasen 
und Fake News: Konstrukt oder Symptom?“). In der 
Regel gibt es ja auch innerhalb der Wissenschaft di-
vergierende Sichtweisen und Unsicherheiten, die nicht 
selten zu kontroversen Debatten über den Einsatz 
einer Technologie führen und eine demokratisch legi-
timierte Abwägung von Risiken und Nutzen erfordern.9 
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Ausschließlich an Wirkungen orientierte, persuasive 
Kommunikationsstrategien, deren Ziele beispielsweise 
die Verbreitung wissenschaftlich relevanten Wissens 
und die Steigerung der Akzeptanz oder des Vertrauens 
sind, ignorieren die Legitimität subjektiver Kriterien bei 
der technologie- und innovationsbezogenen Meinungs-
bildung von Bürger:innen; und Gleiches gilt für die Ent-
stehung bürgerlichen Vertrauens gegenüber den Akteu-
ren der Technologieentwicklung, der wissenschaftlichen 
Folgenabschätzung und der rechtlichen Regulierung.

Dennoch besteht weitgehend ein Konsens darüber, 
dass wissenschaftliches Wissen und wissenschaftliche 
Rationalität entscheidende Beiträge zur gesellschaft-
lichen Meinungsbildung über die Steuerung techno-
logischer Innovationen und deren Anwendung leisten.10 
Diese Beiträge werden ja auch in aller Regel von der 
Mehrheit der Bürger:innen geschätzt und – teils direkt 
durch die aktive Auseinandersetzung mit der Argu-
mentation und die inhaltliche Einsicht in die Evidenz, 
teils indirekt durch Vertrauen in Wissenschaft und Ex-
pert:innen – bei der eigenen Meinungsbildung berück-
sichtigt. Es kommt also bei der Konzeption von Technik-
kommunikation darauf an, ein Angebot zu schaffen, das 
die Beiträge der Wissenschaft zur Meinungsbildung von 
Bürger:innen als Ressource bereitstellt, ohne Schluss-
folgerungen des Meinungsbildungsprozesses vorweg-
zunehmen.11 Zudem ist Transparenz der Entscheidungs-
prozesse, der zugrunde liegenden Kriterien und der 
entscheidungsrelevanten Evidenz in diesem Zusammen-
hang entscheidend. Kriterien für eine „gute“ Kommuni-
kation wären dann unter anderem, dass ein Angebot 

10 |  Vgl. Weitze 2014.

11 |  Vgl. Renn 2010.

12 |  Vgl. Nisbet/Scheufele 2009.

von den Adressat:innen als relevant und hilfreich an-
gesehen wird, dass es zu einer kritischen Deliberation 
anregt und dass es zum einen zu einer Rationalisie-
rung der Meinungsbildungskalküle führt, zum anderen 
evidenzbasierte und ausgewogene Vertrauensurteile er-
möglicht.12 In einer Evaluation technologiebezogener 
Kommunikationsaktivitäten wäre demzufolge zu mes-
sen, ob diese die Qualität von Meinungsbildungs-
prozessen verbessern, und nicht, ob sie Einstellungen 
zu technologischen Innovationen zum Positiven ver-
ändern oder Vertrauen in Wissenschaft und Technik er-
höhen (siehe hierzu den Beitrag „Voraussetzungen für 
Vertrauen in Wissenschaft“).

Für die Entwicklung von Kommunikationsansätzen 
bedeuten diese Überlegungen, dass man die Inte-
ressen der Adressat:innen in den Mittelpunkt der 
Kommunikationsbemühungen rücken muss. Das er-
fordert von Kommunikationsakteuren, den manifesten 
und latenten Kommunikationsbedarf von Laiinnen und 
Laien zu antizipieren und diesen – nach Prüfung auf 
Evidenz und nach normativer Reflexion – adressaten-
gerecht zu bedienen. Zwei Fragen drängen sich hier-
bei auf: Wie lassen sich legitime Erwartungen von Bür-
ger:innen an die kommunikativen Angebote ermitteln, 
und wie kann man der vermutlich vorhandenen Di-
versität solcher Erwartungen im Adressatenkreis ge-
recht werden? In Tabelle 1 sind dazu einige Vorschläge 
zur validen und umfassenden Erfassung und Evalua-
tion von Wissenschafts- und Technikkommunikations-
projekten zusammengefasst.

„Es kommt also bei der Konzeption von Technikkommunikation darauf an,  
ein Angebot zu schaffen, das die Beiträge der Wissenschaft zur Meinungs­
bildung von Bürger:innen als Ressource bereitstellt, ohne Schlussfolgerungen 
des Meinungsbildungsprozesses vorwegzunehmen.“
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Direkte Befragungen oder andere Methoden zur Erhebung von Informations- und Partizipationspräferenzen 
der jeweiligen Zielgruppen im Themenfeld Wissenschaft und Technik.13 Darunter fallen auch statistische  
Modelle zur Erklärung von technikbezogenen Einstellungen und Vertrauensurteilen.14 

Analyse von Argumenten und Gewichtungen bei der Urteilsbildung über technische Innovationen  
wie beispielsweise Sense-Making-Studien 15 sowie Analysen von Debatten in Deliberationsprozessen  
wie Konsensuskonferenzen16

Ableitungen aus kommunikationswissenschaftlichen Theorien über Publikumsinteressen wie dem  
Uses-&-Gratifications-Ansatz oder auch der Nachrichtenwerttheorie17 

Analysen des Informationssuchverhaltens im Internet, Fragen in Frage-und-Antwort-Netzwerken sowie  
semantische Analysen von Onlinediskursen über technologische Innovationen18 

Schlussfolgerungen aus der Analyse normativer Diskussionen über Wissen und Kompetenzen, die gut  
informierte Bürger:innen über Wissenschaft und Technik haben sollten, etwa anhand der Konzepte der  
Civic Scientific Literacy 19, der Critical Science Literacy 20 und der Scientific Citizenship21 

Erkenntnisse zu Teachable Moments22 und zu „Schnell-Lern-Situationen“23, speziell zum Timing relevanter 
Informationsangebote

Klassifikationsansätze wie das Konzept der Attentive Public 24 und das der Publikumssegmentierung zur  
Differenzierung der Adressatenerwartung nach verschiedenen Teilgruppen.25 

Tabelle 1: Ansätze und Methoden zur Gestaltung und Evaluation von Technik- und Wissenschaftskommunikation

13 |  Vgl. Peters/Hennen 1990; European Commission 2013.

14 |  Vgl. Hendriks et al. 2016.

15 |  Vgl. Hornig 1993; Scheufele/Lewenstein 2005.

16 |  Vgl. Einsiedel/Eastlick 2000.

17 |  Vgl. Badenschier/Wormer 2012.

18 |  Vgl. Waller/Gugganig 2021.

19 |  Vgl. Miller 1983.

20 |  Vgl. Priest 2013.

21 |  Vgl. Mejlgaard/Stares 2010.

22 |  Vgl. Baram-Tsabari/Segev 2018.

23 |  Vgl. Dienel 1990.

24 |  Vgl. Miller 2010.

25 |  Vgl. Metag et al. 2017.



66

Technischer Wandel – wirksam kommunizieren und beteiligen

Zum Verhältnis von Akzeptanz, Kommunikation und Partizipation

26 |  Vgl. Hildebrand/Renn 2019.

27 |  Eine ähnliche Zusammenstellung findet sich bei Susan T. Fiske (2010, S. 89–92). Sie nennt folgende Grundmotive: Understanding (ent-

spricht Orientierung), Controlling (kommt dem Konzept der Selbstwirksamkeit nahe) und Self-Enhancing (Identitätsentfaltung). Allerdings 

kommt bei ihr der Nutzen nicht vor, der zweifellos ein wichtiges Motiv darstellt. Für kollektive Handlungen vgl. van Zomeren et al. 2008.

28 |  Vgl. acatech 2011.

29 |  Vgl. Slovic 1993.

Akzeptanz für neue Technologien oder technische Infra-
strukturen erfordert nicht unbedingt eine positive Ein-
stellung oder Befürwortung.26 Akzeptanz umfasst nach 
dem hier zugrunde liegenden Verständnis drei Stufen 
der Zustimmung: (1) Toleranz, (2) positive Einstellung 
und (3) aktives Engagement (auch Involvement ge-
nannt). Geht es nur darum, dass neue Technologien 
oder technische Infrastrukturen vor Ort geduldet wer-
den sollen, dann reicht es in der Regel aus, wenn die 
davon betroffenen Menschen dies tolerieren. Aller-
dings ist es für die Dynamik der Diskussion und für 
die politische Willensbildung von zentraler Bedeutung, 
dass es Vertreter:innen mit einer positiven Einstellung 
sowie engagierte Bürger:innen gibt, die sich für die Ein-
führung der neuen Technologien oder die Umsetzung 
der geplanten Infrastrukturmaßnahmen aktiv einsetzen. 
Damit eine einschneidende Veränderung im eigenen 
Lebensumfeld in diesem Sinne eine robuste Akzeptanz 
erhält, sind vier Voraussetzungen zu erfüllen.27

  Orientierung und Einsicht: Liegt eine Einsicht 
in die Notwendigkeit der technologischen Neuerung 
oder der geplanten Infrastrukturmaßnahme vor und 
steht man hinter den damit angestrebten Zielen und 
Mitteln, dann ist eher mit einer Akzeptanz zu rechnen. 
Damit sich Menschen aber eine Vorstellung davon ma-
chen können, mit welchen Folgen sie aufgrund der An-
wendung neuer Technologien und des Betriebs ent-
sprechender technischer Anlagen zu rechnen haben, 
brauchen sie Informationen über die Gründe und Argu-
mente, die für beziehungsweise gegen diese Techno-
logien und Infrastrukturen sprechen. Dazu gehört auch 
die Frage, ob Alternativen verfügbar sind und wenn ja, 
warum diese nicht gewählt wurden. Bürger:innen ver-
langen eine transparente, das heißt nachvollziehbare 
Argumentation, wenn es um die Begründung von Ent-
scheidungen geht.

  Selbstwirksamkeit: Menschen neigen dazu, Ein-
griffe in ihre Lebenswelt abzulehnen, wenn sie damit 

die Vorstellung assoziieren, dass ihr Freiheitsspiel-
raum und ihre Souveränität über ihre Lebensgewohn-
heiten negativ beeinträchtigt werden könnten. Bei-
spielsweise empfinden Menschen einen Eingriff in ihre 
Nutzungsgewohnheiten (etwa Abschaltung von strom-
fressenden Haushaltsgeräten durch Smart-Grit-Program-
me bei zu hoher Stromnachfrage) als unzulässige Be-
einträchtigung ihrer Souveränität. Je mehr also eine 
Maßnahme den Eindruck weckt, den Freiheitsspielraum 
einzuengen, desto eher ist mit mangelnder Akzeptanz 
zu rechnen.

  Positive Risiko-Nutzen-Bilanz: Akzeptanz ist 
umso eher zu erwarten, je mehr die geplanten Infra-
strukturmaßnahmen oder einzuführenden Technologien 
einem selbst oder den Gruppen und Individuen zugute-
kommen, die man besonders schätzt. Auch wenn durch 
die Anwendung der entsprechenden Technologie oder 
die Realisierung des jeweiligen Projekts das Allgemein-
wohl gestärkt wird, ist mit einer höheren Akzeptanz zu 
rechnen. Bei allen Informationen ist es für die meisten 
Bürger:innen wichtig, zu erfahren, ob sie selbst oder 
andere Menschen, die ihnen nahestehen, eine positive 
Risiko-Nutzen-Bilanz ziehen können. Ohne Informatio-
nen über Nutzen und Risiko lässt sich die Wünschbar-
keit der mit der jeweiligen Technik beabsichtigten Ziele 
auch gar nicht beurteilen.28

Bei der Risiko-Nutzen-Bilanz sind beide Komponenten – 
also Risiko und Nutzen – gleichermaßen zu berück-
sichtigen. In der Regel versuchen die Menschen, kogniti-
ve Dissonanz zu vermeiden, das heißt widersprüchliche 
Argumente und Gegensätze gedanklich aufzuheben. 
Folgerichtig zeigen empirische Untersuchungen auch, 
dass die meisten Menschen ein hohes Risiko gleich-
zeitig mit einem geringen Nutzen und umgekehrt 
einen großen Nutzen mit einem geringen Risiko ver-
binden.29 Sobald also eine konkrete Technologie oder 
Infrastrukturmaßnahme in der Öffentlichkeit als riskant 
oder gefährlich eingestuft wird, wird automatisch auch 
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deren Nutzen weniger wahrgenommen. Von daher ist 
die Risikowahrnehmung eine wichtige Größe bei der 
Bestimmung der Akzeptabilität einer Technologie oder 
Maßnahme.30

  Identität: Je mehr man sich mit einer Maßnahme 
auch emotional identifizieren kann, desto größer ist die 
Akzeptanzbereitschaft. Bei technologischen Innovatio-
nen, aber auch bei geplanten Infrastrukturmaßnahmen 
sind Informationen bedeutsam, die Menschen hel-
fen, die Relevanz eines Vorhabens für die eigenen Zu-
kunftsvorstellungen zu erfassen und deren Passgenau-
igkeit in das Selbst- und Fremdbild des eigenen sozialen 
und kulturellen Umfelds einzuschätzen. Im Rahmen 
der Energiewende beispielsweise sind neue Betreiber-
modelle und Eigentumsoptionen zu nennen (wie Ge-
nossenschaften, Ausgabe von Anteilsscheinen, Gewinn-
beteiligung etc.), die über eine emotionale Bindung an 
Eigentum oder Nutzungsrechte Identifikation schaffen 
können.31

Für eine sach- und wertgerechte Urteilsbildung ist 
es zunächst erforderlich, dass die Informationen und 
Kommunikationsangebote auf alle vier Aspekte be-
zogen sind. Die Wirksamkeit von Kommunikation als 
Mittel fundierter Urteilsbildung ist aber begrenzt, denn 
Kommunikation ist oft darauf ausgerichtet, den be-
troffenen Menschen eine politisch beziehungsweise 
administrativ bereits gefällte Technologie- oder Infra-

30 |  Vgl. Fischhoff et al. 1993.

31 |  Vgl. Radtke 2016.

32 |  Vgl. Fisch et al. 2010.

33 |  Vgl. Brettschneider 2016.

34 |  Vgl. Bertelsmann Stiftung 2014.

35 |  Vgl. Benighaus/Renn 2016; Curato et al. 2017.

strukturentscheidung oder auch ein spezifisches Pro-
dukt nahezubringen – in der Hoffnung, dass die ver-
mittelte Sichtweise bei diesen Anerkennung findet. 
Dagegen geht die Perspektive der Beteiligung von of-
fenen Willensbildungsprozessen aus und überlässt es 
innerhalb der gesetzlichen Grenzen den in den Prozess 
einbezogenen Bürger:innen, auf der Basis eigener Vor-
stellungen und Bewertungen neue Optionen zu schaf-
fen, zu einem Urteil zu kommen und eine Entscheidung 
zu treffen. Wenn Entscheidungsbetroffene zu Entschei-
dungsträger:innen werden, ist Identität schon allein 
durch das Verfahren gegeben.32

Mithilfe von Beteiligungsverfahren können die mit den 
möglichen Handlungsoptionen verbundenen Implika-
tionen gemeinsam bewertet und auf dieser Basis Emp-
fehlungen für Technikentwickler:innen, Regulator:innen, 
politische Gremien und/oder Mitbürger:innen formu-
liert werden.33 Die Demokratie braucht demnach keinen 
Ersatz für ihre repräsentativen Gremien, sondern sie be-
nötigt vielmehr eine Stärkung ihrer (demokratischen) 
Funktionalität durch diskursive Formate der direkten 
Bürgerbeteiligung; das wiederum erhöht die Legitima-
tion des politischen Entscheidungsprozesses und somit 
auch die der etablierten Repräsentationsorgane.34 Eine 
solche Demokratisierung der Entscheidungsprozesse 
ist vor allem bei ehrgeizigen Projekten wie dem Aus-
bau von 5G-Netzwerken und der Digitalisierung von 
Gesundheitsdienstleistungen unerlässlich.

Bedingungen für eine gelingende Beteiligung

Für die konkrete Ausgestaltung von Beteiligungsver-
fahren bei Entscheidungen zur Nutzung, zum Ausbau 
oder zur Ansiedlung von Technik und Infrastruktur sind 
einige wesentliche Gelingensbedingungen zu berück-
sichtigen:35

  Fairness: Die an einem Beteiligungsverfahren teil-
nehmenden Personen sollten nach fairen, nachvollzieh-
baren Gesichtspunkten frühzeitig ausgewählt werden 
und innerhalb des Verfahrens gleiche Rechte und Pflich-
ten haben. Die Teilnehmenden sollten sich der Ver-
antwortung ihrer Funktion bewusst sein.
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  Transparenz: Es braucht von Beginn an Klarheit 
darüber, in welcher Form und mit welcher Verbindlich-
keit Bürger:innen zum Gelingen des Verfahrens bei-
tragen können. Gleichzeitig muss aber auch ersicht-
lich sein, wo die Grenzen des Verfahrens liegen. Dies zu 
kommunizieren ist eine große Herausforderung, da in 
der Regel schon im Vorfeld der Beteiligung viele Men-
schen mit hohen Erwartungen an das entsprechende 
Verfahren herangehen. Eine realistische und mög-
lichst konkrete Vorstellung über die Möglichkeiten und 
Grenzen des Verfahrens sind deshalb von zentraler Be-
deutung für alle Beteiligten.

  Kompetenz: Der jeweils notwendige Sachverstand 
zur Beurteilung der möglichen Folgen verschiedener 
Entscheidungsoptionen muss den Teilnehmenden voll-
ständig und ohne Vorbewertung zugänglich gemacht 
werden. Gemeinsam getragene Regeln der Gesprächs-
führung, eine gelingende Übersetzung formaler An-
forderungen an Kommunikations- und Verfahrens-
abläufe in nachvollziehbare Dialogformate und 
Formate der Entscheidungsfindung werden innerhalb 
des Beteiligungsverfahrens vorab vereinbart und durch-
gesetzt. 

  Legitimation: Die politisch Verantwortlichen sind 
gut beraten, den Teilnehmenden einen Vertrauensvor-
schuss zu gewähren und ihnen im Rahmen des recht-
lich Möglichen Handlungsspielräume zu eröffnen. Dies 
beinhaltet auch die verbindliche Zusicherung, dass Er-
gebnisse von Beteiligungsverfahren konstruktiv und 
wohlwollend geprüft sowie Abweichungen von den Ver-
fahrensergebnissen bei der Entscheidungsfindung ein-
gehend (schriftlich) begründet werden.

  Effizienz: Die Empfehlungen, die in einem Be-
teiligungsverfahren erarbeitet werden, sollten für den 
politischen Entscheidungsprozess unbedingt anschluss-
fähig sein. Die Teilnehmenden des Verfahrens sollten 
ein klares Mandat haben, das sie innerhalb eines be-
grenzten Zeitraums erfüllen können. Die Erwartungen, 
die an die Teilnehmenden und den Prozess gerichtet 
sind, aber auch die Grenzen der Beratungsspielräume 
müssen allen deutlich sein (siehe oben Stichpunkt 
„Transparenz“). Der erforderliche Aufwand der Be-

teiligung muss für alle in einem akzeptablen Verhältnis 
zum Nutzen des ganzen Verfahrens stehen. 

  Neutralität der Moderation: Die Kompetenz der 
moderierenden Person(en) für eine sachlich fundierte, 
unparteiische und konstruktive Gesprächsführung muss 
gewährleistet sein.

  Lernbereitschaft: In Beteiligungsverfahren geht es 
um den Austausch von Argumenten nach festgelegten 
Regeln. Eine Bereitschaft für gegenseitige Lernprozesse 
sollte hierbei vorausgesetzt werden. 

  Ergebnisoffenheit: Das Verfahren muss ergebnis-
offen sein und neue Lösungsalternativen hervorbringen, 
die dem Gemeinwohl mehr dienen als die bisherige Pra-
xis oder zumindest für alle Mitwirkenden akzeptable Be-
lastungen umfassen. 

  öffentliche Resonanz: Es muss sichergestellt wer-
den, dass ein Verfahren und seine Ergebnisse eine ent-
sprechende Resonanz in der breiten Bevölkerung fin-
den. Sowohl der konkrete Ablauf als auch das Ergebnis 
eines Verfahrens sollten veröffentlicht und in einer für 
alle Interessierten verständlichen Form dargelegt wer-
den.

  Anschlussfähigkeit: Das Verfahren sollte so an-
gelegt sein, dass die Ergebnisse in den politischen, 
administrativen oder wirtschaftlichen Entscheidungs-
prozess eingebracht und dort auch unter Beachtung 
aller rechtlichen Bestimmungen anschließend um-
gesetzt werden können.

Werden diese Prinzipien bei der Durchführung eines Be-
teiligungsverfahrens beachtet, so kann dieses Verfahren 
dazu beitragen, dass der entsprechende politische oder 
administrative Entscheidungsprozess und dessen Resul-
tat von einer Vielzahl von Bürger:innen getragen wer-
den. In jedem Fall bietet ein derartiges Verfahren die 
Möglichkeit, verschiedene argumentative Positionen 
nachzuvollziehen, und damit auch die Bedingungen für 
eine Verständigung bei unterschiedlichen Wissens-, In-
teressen- und Präferenzbekundungen. Ein allseitig ge-
tragener Kompromiss oder gar ein Konsens bei der Ent-
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scheidungsfindung erscheint somit möglich (aber nicht 
zwingend).

Die entscheidende Voraussetzung für den Erfolg von 
Beteiligungsverfahren ist die Bereitschaft der Entschei-
dungsträger:innen in Politik, Verwaltung und Wirt-
schaft, die Formen der Beteiligung nicht als lästige 

Pflichtübung, sondern als Hilfestellung bei ihrer Arbeit 
und als Bereicherung der repräsentativen Demokratie 
zu sehen. Auch wenn noch viele Wissenslücken über die 
Gelingensbedingungen von Beteiligungsverfahren be-
stehen, darf dies kein Grund sein, mit der Umsetzung 
von Beteiligungsverfahren zu warten. 
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